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Die Schweiz kennt nur
noch wenige Bereiche,
die sich der Statistik ent-

ziehen. Einer davon ist die Polizei.
Genauer: die Schattenseiten der
Polizeiarbeit. Das Bundesamt für
Statistik besitzt keine Zahlen über
Strafverfahren gegen Polizisten.
Die Kantone melden solche Daten
nicht weiter. 
Dennoch kann die polizeiliche
Kriminalstatistik (PKS) des Bun-
des bei den Recherchen helfen.
Folgende Zahlen zur PKS stam-

men alle aus der interaktiven Da-
tenbank STAT-TAB, die online
zugänglich ist. 
Ein erster Peilversuch führt über
den Amtsmissbrauch gemäss Arti-
kel 312 Strafgesetzbuch (StGB).
Zwar ist dieser Tatbestand nicht
für Polizisten reserviert – doch wo
sich jemand juristisch zum Bei-
spiel gegen eine Festnahme wehrt,
dürfte er oder sie eine Anzeige we-
gen Amtsmissbrauchs machen. Die
PKS registrierte 2009 insgesamt
66 solcher Anzeigen (es fehlen die

Zahlen aus Appenzell-Innerrho-
den und aus dem Tessin). Sie ver-
teilen sich sehr ungleich: 28 Fälle
betrafen allein den Kanton Basel-
Stadt, 11 Zürich, 6 Bern und 5
Genf (weitere 4 VS und je 2 SZ,
FR, SG, FR). 

Indizien für Straftaten
von Polizisten

Die Zürcher Oberstaatsanwalt-
schaft verfügt angeblich über kei-
nerlei Zahlen betreffend Verfahren
gegen Polizisten. Hingegen kann
der Erste Staatsanwalt von Basel-
Stadt, Thomas Hug, präzise Anga-
ben machen: «Im Jahr 2009 leitete
die Staatsanwaltschaft Basel-Stadt
in 12 Fällen Verfahren gegen insge-
samt 28 Polizeiangehörige ein. 
Die vergleichsweise hohe Zahl
beschuldigter Polizeiangehöriger
basiert auf dem Umstand, dass mit
drei Anzeigen insgesamt 16 Poli-
zeiangehörige verzeigt wurden.
Von diesen Anzeigen im Jahr 2009
wurden 5 Fälle eingestellt, in 2 er-
folgte ein Nichteintreten auf die
Strafanzeige und in einem Fall
wurde Anklage erhoben. Bei 4 Fäl-
len (17 Polizeiangehörige) ist die
Untersuchung noch im Gang.»
Zumindest für den Kanton Basel-
Stadt bestätigt sich die Vermu-
tung, dass Amtsmissbrauch in der
PKS statistisch signifikant mit Po-
lizeiarbeit zu tun hat.
Ein zweites und drittes Indiz lie-
fert die Kriminalstatistik bei den
Tatbeständen Gewalt und Dro-
hung gegen Behörden und Beamte
und Hinderung einer Amtshand-
lung: Hier geht es um Anzeigen,
die die Polizei gegen Zivilpersonen
erstattet. Jede dieser Anzeigen do-
kumentiert ein konflikthaftes Zu-
sammentreffen von Polizisten und

Die Justiz behandelt Strafanzeigen gegen Polizisten
nur widerwillig. Zwangsmassnahmen sind auch bei
Verdacht auf schwere Delikte unbekannt, Absprachen
vor Beweisverfahren häufig. Und am Schluss können
Polizisten auf die Sympathie von Richtern zählen.

Polizeigewalt: 
Justiz befangen 

Bericht der Schweiz an das Anti-Folter-Komitee
Das Uno-Komitee gegen
 Folter hat an einer Sitzung
Anfang Mai in Genf die Situa-
tion in der Schweiz behandelt.
Was aber hat die Schweiz
 mit Folter zu tun? Das Uno-
Abkommen, das für die
Schweiz im Juni 1987 in Kraft
getreten ist, heisst mit vollem
Namen «Übereinkommen
gegen Folter und andere
grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe». Es geht also
nicht nur um Folter in ihrer
grausamsten Form, sondern
auch um weniger schwere –
dafür häufigere – Fälle von
erniedrigender Behandlung
durch die Staatsorgane. Die
Artikel 12 und 13 verlangen

von jedem Vertragsstaat,
«dass seine Behörden umge-
hend eine unparteiische
Untersuchung durchführen,
sobald ein hinreichender
Grund für die Annahme
besteht, dass in einem seiner
Hoheitsgewalt unterstehen-
den Gebiet eine Folterhand-
lung begangen wurde».

Im 48 Seiten umfassenden
sechsten periodischen
Bericht, den die Schweiz dem
Komitee vorlegt, sind aus nur
sechs Kantonen einige Unter-
suchungsverfahren gegen
Polizisten aufgeführt. So
 fehlen etwa Angaben zum
Kanton Genf, dessen Polizei
häufig für ihre Härte kritisiert
wird. Die wenigen Beispiele

zeigen aber, dass in den
meisten Fällen die Strafunter-
suchungen gegen Polizisten
mangels Beweisen eingestellt
wurden oder dass die
GerichteangeklagtePolizisten
freisprachen. So in allen 4
genannten Fällen aus Appen-
zell Ausserrhoden, in 3 von 4
Fällen aus Basel-Stadt,
in allen 22 Fällen aus Freiburg,
in 4 von 5 Fällen aus Neuen-
burg und in 15 von 20 Fällen
im Tessin. Und aus dem Kan-
ton Zürich wird  summarisch
vermeldet, es habe «einige
Strafanzeigen» gegen Polizis-
ten gegeben, doch habe die
Staatsanwaltschaft «nur in
sehr wenigen Fällen» Anklage
erhoben.
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Bürgern. In der PKS stechen die
Kantone mit grösseren Städten
hervor. 2347 Fälle von Gewalt und
Drohung gegen Beamte verzeich-
net die PKS im vergangenen Jahr,
davon 458 in Bern, 438 in Zürich,
213 in Luzern, 183 in Genf und
143 in Basel-Stadt. 
2009 gab es 1726 Anzeigen we-
gen Hinderung einer Amtshand-
lung – eineAnzeige, welche die Po-
lizei häufig gegen Personen ver-
wendet, die ihr bei der Arbeit lästig
werden, sei es durch passiven Wi-
derstand oder als Augenzeugen

und unliebsame Kommentatoren.
630 dieser Anzeigen (36 Prozent)
stammtenausdemKantonZürich,
316 (18 Prozent) aus Genf, 280 (16
Prozent) aus Bern, 113 (7 Prozent)
ausLuzern, 95 (6Prozent) ausFrei-
burg und nur 39 (2 Prozent) aus
dem Kanton Basel-Stadt.

Gegen mangelnden
Respekt vor der Polizei

Es fällt auf, dass sich der relativ
kleine Kanton Luzern in der Spit-
zengruppe der Anzeigen bewegt:

Bei Gewalt und Drohung gegen
Beamte nimmt er den dritten
Rang ein, bei Hinderung einer
Amtshandlung den vierten Rang.
Woher kommt das? Der Kom-
mandant der Luzerner Kantons-
polizei, Beat Hensler, erklärt: «Wir
haben seit Jahren ein wachsendes
Problem mit dem mangelnden
Respekt vor der Polizei. Polizisten
werden angepöbelt, angespuckt
und auch tätlich angegriffen. Des-
halb haben wir vor zwei Jahren als
neue Strategie beschlossen, solche
Vorfälle konsequent anzuzeigen.

Demonstration am 6. Mai
in Lausanne: Unzimperlicher
Polizeieinsatz bei einer
Kundgebung nach dem Tod eines
Häftlings im Gefängnis Bochuz
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Das schlägt sich nun in der Statis-
tik nieder.» Von diesen Anzeigen
seien weniger Fussball-Hooligans
betroffen, mit denen Luzern
durchaus auch Probleme habe,
sondern jüngere, meist betrunke-
ne Männer im Ausgang. 

Vom Velo weg wie ein
Schwerverbrecher verhaftet

Eine «Aktion Respekt» startete
letztes Jahr auch die Stadtpolizei

Zürich. Gemeint war der Respekt
der Bürger vor der Polizei, nicht
der Respekt der Polizei vor den
Bürgern. Fernsehzuschauern blieb
die Nachrichtensendung «10 vor
10» vom 3. Dezember 2009 in
nachhaltiger Erinnerung: Da wird
ein Velofahrer an der Langstrasse
wie ein Schwerverbrecher an die
Wand gedrückt und verhaftet.
Drei Augenzeugen, die sich über
die unverhältnismässige Härte em-
pören, kommen ebenfalls für eine

Nacht hinter Gitter. Was denn der
erste der drei Verhafteten verbro-
chen habe?, fragt der Reporter. Ein
Polizist, der noch auf dem am Bo-
den liegenden Mann kniet, sagt
ihm ins Mikrofon: «Er ist nicht zu-
rück, dann hat er nicht die Hand
aus der Hosentasche genommen.
Und nachher ... äh, habe ich ihn
an der Hand gehalten. Und dann
sind seine Kollegen gekommen
und dann hat er mich gehalten –
und dann habe ich mich entschie-

Gestorben unter der Hand der Behörden

Im laufenden Jahr sind
innerhalb von fünf Wochen
drei Männer gestorben – als
direkte Folge von polizei -
lichem Handeln oder Unter-
lassen. 

< Tod durch Ersticken
Am 11. März meldete die
Waadtländer Kantonspolizei
den Tod eines 30-jährigen
Häftlings der Sicherheitsab-
teilung der Strafanstalt
Bochuz. Die Beamten lösch-
ten den Brand in seiner Zelle,
doch sie blieb voller Rauch.
Erst um 2.30 Uhr hätten die
Beamten die Zelle betreten
können – und kurze Zeit spä-
ter stellte ein Arzt den Tod
fest. Dank der hartnäckigen
Recherchen der Zeitung
«Le Matin» weiss die Öffent-
lichkeit, was sich in jener
Nacht wirklich abgespielt hat. 

Der Häftling Iskander Vogt
war ein psychisch angeschla-
gener Mann, dessen Aggres-
sivität sich verbal und nicht
gewalttätig äusserte. Er
wurde nach Bagatelldelikten
verwahrt und sass seit über
zehn Jahren im Gefängnis,
die letzten fünf Jahre wie ein
Schwerverbrecher isoliert im
Hochsicherheitstrakt von

Bochuz. Als er seine Zelle
anzündete, dauerte es vierzig
Minuten, bevor das Gefäng-
nispersonal die Kantons -
polizei alarmierte. Aus Ton-
bandmitschnitten ist der
Wortlaut der Telefonge -
spräche bekannt geworden.
Ein Gefängnisbeamter sagte,
Vogt atme nun schon seit
fünfzig Minuten Rauch ein,
worauf ein Polizist lachend
antwortete, das tue ihm doch
gut. Und ein anderer nennt
ihn «connard» (blöder Arsch)
und «crapule» (Lump). Erst
durch diese Veröffentlichun-
gen wurde der Tod von Iskan-
der Vogt zum Skandal. Vogts
Anwalt Nicolas Mattenberger
hat eine Strafanzeige wegen
fahrlässiger Tötung einge-
reicht.

< Tod bei Vollzug einer
Zwangsausschaffung
Am 17. März starb auf dem
Flughafen Zürich bei der Aus-
schaffung ein 29-jähriger
Nigerianer. Bereits in der
Medienmitteilung hatte die
Kantonspolizei Zürich eine
mögliche Schuld subtil aus-
gelagert: Der Nigerianer habe
«seit einigen Tagen die Nah-
rungsaufnahme verweigert».

Auch habe er versucht, sich
der Ausschaffung zu wider-
setzen. Er habe nur unter
Anwendung von Gewalt ge -
fesselt werden können. Kurze
Zeit später hätten sich plötz-
lich gesundheitliche Probleme
gezeigt, worauf die Fesseln
gelöst wurden und das
Begleiterteam Reanimations-
massnahmen einleitete. Trotz-
dem verstarb der Ausschaf-
fungshäftling wenig   später
auf dem Flughafengelände.

Ende Juni gab die Zürcher
Oberstaatsanwaltschaft das
Ergebnis der Obduktion
bekannt: Der Nigerianer Alex
Khamma sei an Herzversa-
gen gestorben. Seine «zu
Leb zeiten praktisch nicht
dia gnostizierbare schwerwie-
gende Vorerkrankung des
Herzens» habe zusammen
mit dem «akuten Erregungs-
zustand im Rahmen der Aus-
schaffung» zum Tod geführt.

«Im Rahmen einer huma -
nitären Geste» überwies 
die Schweiz den Hinterblie-
benen 50 000 Franken. 
Die Ermitt lungen der Staats-
anwaltschaft Winterthur /
Unterland waren bei Redakti-
onsschluss noch nicht abge-
schlossen.

< Tod durch Kopfschuss
In der Nacht auf den 18. April
stahlen junge Männer aus
Lyon in Lyss drei Wagen. Kurz
vor drei Uhr nähert sich einer
der gesuchten Wagen mit
grosser Geschwindigkeit einer
Polizeisperre. Einer der Poli-
zisten feuert aus seiner auf
Einzelschuss gestellten
Maschinenpistole sieben Mal.
Vier Kugeln treffen den Audi,
eine den Kopf des 18-jährigen
Beifahrers.

Der Freiburger Untersu-
chungsrichterOliverThormann
leitet eine Strafuntersuchung
wegen Tötung, allenfalls fahr-
lässiger Tötung ein. In der
Freiburger Presse zeigen
Leserbriefe viel Verständnis
für den Polizisten. Also
schreibt auch Strafrechtler
Franz Riklin: «Auch Krimi nelle
haben Anspruch darauf, nicht
einfach von der Polizei
‹gekillt› zu werden. Abgese-
hen davon, dass es im vorlie-
genden Fall nicht den Fahrer,
sondern den Beifahrer betraf.
(...) Zu Recht muss deshalb
nicht nur wegen einer mögli-
chen fahrlässigen, sondern
sogar einer eventualvorsätzli-
chen Tötung ermittelt wer-
den.»
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den, ihn zu verhaften.» In so schö-
nem Originalton bekommt man
selten vorgeführt, wie eine Situati-
on einseitig eskaliert. 
Angefangen hatte es mit einem
falsch fahrenden Velofahrer, und
es endete mit einem Verstärkungs-
aufgebot der Polizei, darunter zwei
Mann, die mit Gummigeschossge-
wehren breitbeinig in der Lang-
strasse stehen, und mit mehreren
Verhafteten. Das alles, um der
Zürcher Stadtpolizei mehr Res-
pekt zu verschaffen.
Diese Szenen in Erinnerung,
liest man die Zürcher Zahlen in
der Statistik mit anderen Augen:
438-mal Gewalt und Drohung ge-
gen Beamte, 630-mal Hinderung
einer Amtshandlung. Bei einer
derart grossen Zahl unfreundli-
cher Begegnungen von Polizei und
Bürgern muss auch die Fehlerquo-
te ansehnlich sein. Etwa dass Poli-
zisten eine Person missbräuchlich
festnehmen. Und dies wiederum
müsste sich in Verfahren wegen
Amtsmissbrauchs widerspiegeln.
Doch die PKS zählte 2009 nur 11
solche Verfahren im Kanton Zü-
rich – und ob sie sich alle gegen
Polizisten richteten, wissen die
Statistiker nicht.

Verfahren gegen Polizei
als Staatsgeheimnis

Im Kanton Zürich sind auch von
hilfsbereiten Amtsstellen nur
Schätzungenüber dieZahl derAn-
zeigengegenPolizisten zu erhalten.
Die beiden Polizeikorps mauern:
FürdieStaatsanwaltschaft geltedas
Amtsgeheimnis – das Korps habe
deshalb keine Informationen. Das
antworteten die Mediensprecher
beiderKorps in zumTeil gleichlau-
tenden Formulierungen, die auf
gegenseitige Absprache hindeuten.
Aufmehrfache Rückfrage räum-
tederSprecherderStadtpolizei ein,
dass es eineDienstanweisung gebe,
wonach ein Polizist eine solche
Strafanzeige seinem Vorgesetzten
meldenmüsse. Es ist anzunehmen,

dass bei der Kantonspolizei eine
ähnlicheWeisungexistiert.Mit an-
deren Worten: Die Polizeiführung
hat sehr wohl einenÜberblicküber
dieVerfahrengegen ihrePolizisten.
Nur behandelt sie das als Staatsge-
heimnis. Selbst der staatlichen Sta-
tistik gegenüber.

Hohe Hürden, niedrige
Erfolgsaussichten 

Eine Strafanzeige gegen die Polizei
hat viele Hindernisse zu überwin-
den. In den Kantonen Zürich, St.
Gallen und Appenzell-Innerrho-
den muss jede Anzeige gegen ein
Mitglied einer Behörde ein Er-
mächtigungsverfahren durchlau-
fen. So entscheidet in Zürich seit
2005 die Anklagekammer des
Obergerichts über die Eröffnung
von Strafuntersuchungen gegen
Behörden und Beamte (Paragraf
22 Absatz 6 StPO). Eine solche
Vorprüfung sei analog dem seit
1958 geltenden Ermächtigungs-
verfahren zur Strafverfolgung ei-
nes Bundesangestellten, entschied
das Bundesgericht 2004 im Fall
des Kantons St. Gallen
(1P.657/2003) und sah darin kei-
nen Verstoss gegen die Rechts-
gleichheit. Einerseits gehe es da-
rum, «die Beamten vor unbegrün-
deten, insbesondere mutwilligen
Strafuntersuchungen zu schüt-
zen», anderseits sei die Anklage-
kammer «eine unabhängige In-
stanz, die weder mit der Polizei
noch den Gemeindebehörden
oder den Untersuchungsrichtern
in einem engeren Zusammenar-
beitsverhältnis steht». 
Im Jahr 2009 hat Zürich über
die Zulässigkeit von 231 Strafver-
fahren entschieden. Wie viele da-
von Polizistenfälle waren, weiss
auch die Präsidentin der Anklage-
kammer nicht – weil man darüber
nicht Buch führt. «Die 231 Fälle
betrafen zwar schwergewichtig
Polizisten, aber auch Verkehrsbe-
triebe, Spitalbehörden etcetera»,
sagt Oberrichterin Annegret Kat-

zenstein. «Durchschnittlich in 30
bis 40 Prozent der Fälle beschliesst
die Anklagekammer die Eröff-
nung einer Strafuntersuchung. In
den übrigen Fällen tritt sie nicht
auf die Klage ein – das betraf im
letzten Jahr rund 140 Fälle.» 
Hat eine Anzeige einmal die
Hürde der Anklagekammer ge-
nommen, so sind ihre Erfolgsaus-
sichten immer noch klein. 
Strafuntersuchungen gegen Be-
hördemitglieder behandelt die
Staatsanwaltschaft I des Kantons
Zürich. Doch wie viele Polizisten-
fälle darunter sind, kannder leiten-
deStaatsanwaltHansMaurernicht
sagen: «Es gibt keine Statistiken zu
den einzelnen Berufsgruppen. Es
werden weder Verfahren gegen
Künstler, Medienschaffende,
Gleisarbeiter, VBZ-Chauffeure,
Bäcker, Sozialarbeiter und so wei-
ter und halt auch keine  gegen Poli-
zeibeamte separat erfasst.» Auch
die Erledigung der Verfahren wer-
de nicht speziell erhoben, antwor-
tet Maurer, doch sie «dürfte sich
nachmeinerEinschätzung etwa im
Bereich von65Prozent Einstellun-
gen, 20 Prozent Strafbefehle, 15
Prozent Anklagen bewegen».

Polizisten haben vor Gericht
die besseren Karten

Zur Erinnerung: Die Anklage-
kammer hat 2009 etwa 90 Straf-
untersuchungen zugelassen; 15
Prozent Anklagen bedeuten also 13
bis 14 Gerichtsverfahren im Jahr
2009 gegen Behördenmitglieder
aller Art (Kanton, Gemeinden,
Kirchen) – mit Schwergewicht
wohl auf Polizisten. Die Fälle, in
denen Polizisten vor Gericht ste-
hen, sind für Medien interessant.
Hier – ganz am Ende des Verfah-
rensweges – entsteht erstmals eine
gewisse Öffentlichkeit und Trans-
parenz. Dennoch zählt auch das
Bezirksgericht Zürich seine Poli-
zistenprozesse nicht. 
Noch vor wenigen Jahren lande-
ten die meisten Polizistenfälle bei

Vereinfachter
Beschwerdeweg
Seit Anfang 2009 gibt es
einen Beschwerdeweg,
der nicht die Strafjustiz
bemüht: Er führt über das
Verwaltungsgericht. «Poli-
zeiliche Realakte wie eine
vorläufige Festnahme
 entfalten immer auch eine
Rechtswirkung», sagt
Dozent Markus  Mohler.
«Darum sind die Kantone
gestützt auf  Artikel 29a
der Bundesverfassung
und Artikel 130 Absatz 3
des Bundesgerichtsgeset-
zes verpflichtet, verwal-
tungsgerichtliche Be -
schwerden dagegen zu -
zulassen.» Der durch die
Justizreform2007geschaf -
fene Rechtsweg ist noch
wenig bekannt: Ein Betrof-
fener kann bei der Auf-
sichtsbehörde der Polizei
Beschwerde führen. Dann
muss die Behörde eine
Feststellungsverfügung
erlassen, in der sie sich
über die Rechtmässigkeit
des polizeilichen Vor -
gehens äussert. Ist der
Beschwerdeführer mit dem
Entscheid nicht einver-
standen, kann er die Ver-
fügung vom Verwaltungs-
gericht beurteilen lassen. 
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einem einzigen Richter, der mitt-
lerweile pensioniert ist. Er führte
die Verfahren so, dass Gerichtsbe-
richterstatter zuweilen den Ein-
druck hatten, ein angeklagter Poli-

zist habe gleich zwei Verteidiger
mitgebracht – seinen Anwalt und
den Einzelrichter. 
Diese Sondergerichtsbarkeit
existiert heute nicht mehr. Richter

Hans-Jürg Zatti erklärt diesen
Umstand damit, dass Polizisten
wegen Tat beständen des Strafge-
setzbuches angeklagt werden, die
von allen Richtern und Richterin-
nen im  ordentlichen Verfahren
beurteilt werden können und
müssen. «Die Beurteilung der Fäl-
le erfordert kein  juristisches Spe-
zialwissen, wie dies etwa beim Ur-
heberrecht oder Fällen wegen un-
lauteren Wettbewerbs etcetera zu
bejahen ist.»
Vor Gericht haben Polizisten
gute Aussichten auf einen Frei-
spruch. Dafür gibt es objektive
und subjektive Gründe. 
Thomas Sprenger, Vertrauens-
anwalt der Zürcher Stadtpolizei:
«Ein Grund dürfte die Beweissi-
tuation sein. Nehmen wir als Bei-
spiel eine Personenkontrolle: Da
sind zwei bis drei Polizisten betei-

Vordrei Jahren hat die Schwei-
zer Sektion von Amnesty In-

ternational den 174-seitigen Be-
richt «Polizei, Justiz und Men-
schenrechte» veröffentlicht. Er do-
kumentiert zahlreiche Beispiele
von Polizeiübergriffen der vergan-
genen Jahre. Der Bericht war Auf-
takt einer einjährigen Amnesty-
Kampagne, die unter anderem von
den Kantonen verlangte, unab-
hängige Staatsanwaltschaften für
Beschwerden gegen Polizeieinsätze
und Expertenkommissionen zur
Überwachung der Menschen-
rechtssituation im Polizeibereich
zu schaffen.

Was ist seither erreicht? Einen
Sonderstaatsanwalt gibt es in kei-
nem Kanton, und auch die neue
schweizerische Strafprozessord-
nung sieht keine unabhängige Be-
schwerdestelle vor. Dennoch seien
Fortschritte zu verzeichnen, sagt
Denise Graf, Koordinatorin Men-
schenrechtsarbeit von Amnesty:
«Ich stehe mit verschiedenen Poli-
zeikorps in Kontakt.» Besonders
gut seien die bilateralen Beziehun-
gen zu den Kantonspolizeikorps
von Bern, Basel-Stadt und Solo-
thurn. «Nach unseren Erfahrun-
gen sind die besten Erfolge dort zu
finden, wo die politische und die

polizeiliche Führung gemeinsam
und öffentlich erklären, dass ihnen
die Menschenrechte in der Polizei-
arbeit wichtig sind.» Meistens
würden die Übergriffe im Grenz-
bereich zur entwürdigenden Be-
handlung geschehen, sagt Graf.
«Das können diskriminierende
Äusserungen gegen Dunkelhäuti-
ge oder gegen Frauen sein. Oder
das unnötige Mitnehmen zur
Kontrolle auf den Posten, oft in
Handschellen. Für solche Fälle
braucht es eine unabhängige Be-
schwerdestelle.»
Das findet auchMarkusMohler,
einer der profundesten Polizeiken-
ner unter den Schweizer Juristen:
Mohler war von 1979 bis 2001
Kommandant der Basler Kantons-
polizeiundistheuteLehrbeauftrag-
terfürSicherheits-undPolizeirecht
an den Universitäten Basel und
St. Gallen. «Die Polizei ist auch ein

Machtinstrument des Staates. Da-
rumisteineunabhängigeKontrolle
wichtig», sagt Mohler. «Wir haben
in Basel gute Erfahrungen mit der
Ombudsstelle gemacht.»
Aber bloss die Kantone Zürich,
Basel-Stadt, Baselland, Waadt und
Zug sowie die Städte Zürich, Bern,
Winterthur, St. Gallen haben eine
parlamentarische Ombudsstelle
eingerichtet. Parlamentarisch be-
deutet, dass sie von der Legislative
gewählt und kontrolliert werden
und damit unabhängig von der
Verwaltung sind. 

Amnesty International
rühmt Basel-Stadt

Apropos verwaltungsinterne Be-
schwerde: In Basel-Stadt enthält
die Website der Polizei seit 2006
an zweiter Stelle der Rubrik FAQ
(«Häufig gestellte Fragen») den

Unabhängige Kontrolle tut not 
Amnesty International setzt sich in der Schweiz bei
Beschwerden gegen Polizeieinsätze für unabhängige
Untersuchungen ein. Ein Teil der Kantone stellt
immerhin Ombudsstellen zur Verfügung.  

TV-Bericht über Polizei -
aktion an der Zürcher

Langstrasse: «Und dann
habe ich mich entschieden,

ihn zu verhaften»
S
F
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ligt und ein Kontrollierter. Wenn
die Personenkontrolle eskaliert,
stehen die Aussagen mehrerer
Polizisten der Aussage des An-
zeigeerstatters gegenüber, der
selbst wegen Gewalt und Dro-
hung gegen Beamte und Behör-
den angezeigt wird.»
Dazu komme, dass Polizisten
vor Gericht in der Regel eine er-
höhte Glaubwürdigkeit geniessen.
Sprenger: «Als Verteidiger von
Polizisten hat man vor Gericht oft
die besseren Karten. Sofern keine
schwerwiegenden Delikte im Rau-
me stehen, können sich Gerichts-
personen eher in einen Polizisten
einfühlen als zum Beispiel in einen
Hooligan.»
Was der Vertrauensanwalt der
Polizei beschreibt, kennt Rechts-
anwalt Marcel Bosonnet als Ver-
treter von Anzeigeerstattern: «Po-

lizeibeamte werden vor der ersten
Einvernahme aufgefordert, einen
Bericht über den fraglichen Vorfall
zu verfassen. Es wird ihnen damit
die Möglichkeit eingeräumt, ge-
meinsam und widerspruchsfrei
den Sachverhalt zu konstruieren.
Die spätere Befragung erfolgt an-
hand dieses selbstverfassten Be-
richts, den die Polizeibeamten vor
der Vernehmung nochmals aus-
tauschen und zur Kenntnis neh-
men können.»

Gegenanzeigen als
Abwehrstrategie der Polizei

Zur Abwehrtaktik der Polizisten
gehört, dass sie häufig Anzeigen
wegen Gewalt und Drohung ge-
gen Beamte erstatten. Entweder
von Anfang an oder spätestens
dann, wenn ein Betroffener Anzei-

ge wegen Amtsmissbrauchs einge-
reicht hat. Staatsanwalt Hans
Maurer bestätigt: «Tatsächlich
kommt es in Festnahmesituatio-
nen relativ häufig zu solchen Ge-
genanzeigen der Polizei.» 
Wer die Reportage von «10 vor
10» gesehen hat, weiss, aus wel-
chem nichtigen Anlass Leute in
Zürich für eine Nacht hinter Git-
ter kommen können. In der Re-
portage hat es einen Studenten
und einen Juristen erwischt. Die
Mehrheit der Kontrollierten sind
aber Leute aus einer tieferen sozia-
len Schicht, Ausländer, Drogen-
süchtige, Prostituierte, Randstän-
dige, die sich nicht mit juristischen
Mitteln wehren können. Wenn sie
es versuchen, stehen ihre Chancen
gut, dass am Ende nur sie als
Rechtsbrecher verurteilt werden.

Daniel Suter

Hinweis: «Ich möchte mich be-
schweren, was muss ich tun?» –
 gefolgt von den Adressen der
 internen Beschwerdestelle des Si-
cherheitsdepartements und der
Ombudsstelle. So prominent und
offen lässt sich kein anderes Poli-
zeikorps auf Kritik ein. Amnesty
rühmt nicht nur deshalb Basel-
Stadt als positives Vorbild. 

Keine Beschwerdeflut nach
besserem Zugang

Interessanterweise hat diese Of-
fenheit nicht zu einer Zunahme
der Beschwerden geführt. 2008
gingen beim Departement selbst
82 Beschwerden gegen die Kan-
tonspolizei ein; in 10 Fällen wurde
die Beschwerde als berechtigt be-
urteilt, in 14 Fällen als teilweise
berechtigt und in 58 Fällen als
unbegründet.
Von den 772 Beschwerden, die
2009 bei Thomas Faesi, dem Om-
budsman des Kantons Zürich, ein-
gingen, betrafen 180 die Sicher-

heitsdirektion und davon 41 die
Kantonspolizei Zürich. In der
Stadt Zürich richteten sich 44 Be-
schwerden gegen die Stadtpolizei.
Bei der Ombudsstelle Basel-Stadt
lag 2008 das Sicherheitsdeparte-
ment mit 114 Beschwerden erneut
an der Spitze, 66 davon betrafen
die Kantonspolizei. Im Kanton
Baselland stammten 2008 von 157
kantonalen Fällen 56 aus dem Be-
reich der Sicherheitsdirektion. Im
Kanton Zug waren es im gleichen
Jahr 25 Beschwerden, und in der
Stadt St. Gallen entfielen auf die
Direktion Soziales und Sicherheit
26 von 45 Fällen. 
Nur der Ombudsman der Stadt
Bern hat seit zwei Jahren praktisch
keine Polizeifälle mehr: Seit die
Berner Stadtpolizei in die Kan-
tonspolizei integriert wurde, ist
seine städtische Beschwerdestelle
nicht mehr zuständig. Ombuds-
man Mario Flückiger bedauert
das: «Überall, wo der Staat sein
Gewaltmonopol geltend macht,
müsste es eine unabhängige Om-

budsstelle geben, nicht nur auf
kantonaler Ebene.»

Gute Erfahrungen der
Ombudsstellen

Dochwie bewähren sichOmbuds-
stellen bei Beschwerden gegen die
Polizei? Sehr gut, sagen alle ange-
fragten Ombudspersonen. «Wir
haben sehr weit gehende Kompe-
tenzen», sagt der Zürcher Thomas
Faesi. «Wir können uns sämtliche
Akten vorlegen lassen. Und was
nicht in diesen Akten ist, das exis-
tiert nicht. Auch bei denMassnah-
men habe ich viele Möglichkeiten
– bis hin zur Strafanzeige, was auch
schon geschehen ist.»Mit derKan-
tonspolizei Zürich hat er gute Er-
fahrungen gemacht: «Der Om-
budsman bekommt eine vollstän-
dige Transparenz über die Polizei-
arbeit. Und wenn ich Fehler fest-
stelle, dann istdiePolizei bereit, das
auch einzuräumen und ein berei-
nigendesGesprächmit denBetrof-
fenen zu suchen.» Ein härteres

Pflaster ist die Stadt Zürich, wo
Claudia Kaufmann seit bald sechs
JahrenOmbudsfrau ist. In den ver-
gangenen JahrenhatdieGeschäfts-
prüfungskommissiondesGemein-
derats zweimal die Arbeit der Poli-
zei kritisiert: 2003 bestätigte die
GPK in fünf von zehn untersuch-
ten Fällen Übergriffe. Und 2008
änderte die Polizei noch vor dem
GPK-Bericht ihre beanstandete
Praxis, Verhaftete auch inBagatell-
fällen auf dem Posten routinemäs-
sig nackt auszuziehen.
Ombudsfrau Claudia Kauf-
mann sagt: «Ich merke, dass man
bei der Stadtpolizei unsere Arbeit
ernst nimmt. Aber wir sind noch
nicht da, wo wir sein sollten.» Ihr
Gesprächspartner bei der Polizei
ist neben dem Kommandanten
der Leiter des Rechtsdienstes, mit
dem sie eine gute Diskussionskul-
tur pflegt: «Allerdings müssen wir
in jedem Fall die richtigen Fragen
stellen. Was wir nicht erfragen, be-
kommen wir nicht beantwortet.» 

Daniel Suter


